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Sehr geehrte Damen und Herren,

gerne prasentieren wir Ihnen den Jahresbe-
richt des Landessozialgerichts Nordrhein-
Westfalen fur das Jahr 2024. Dieser Bericht
bietet Ihnen einen Uberblick Uber die statis-
tischen Daten sowie einige der vielfaltigen
Aufgaben und Herausforderungen, die un-
ser Gericht und die nordrhein-westfalische
Sozialgerichtsbarkeit NRW im vergangenen
Jahr bewaltigt haben.

Unser Auftrag

Die Sozialgerichtsbarkeit in Nordrhein-West-
falen ist fur Uber 18 Millionen Bulrgerinnen
und Burger zustandig. Acht Sozialgerichte
und ein Landessozialgericht gewahren
ihnen effektiven und unabhangigen Rechts-
schutz in fast allen sozialrechtlichen Frage-
stellungen. Die nordrhein-westfalischen So-
zialgerichte haben dabei einen erheblichen
Anteil an der bundesweiten sozialgerichtli-
chen Rechtsprechung. In NRW wird rund je-
des vierte sozialgerichtliche Klageverfahren
aus Deutschland entschieden.

Ruckblick

Das Jahr 2024 war gepragt von bedeuten-
den Entwicklungen. Im Marz wurde die Ein-
fuhrung der elektronischen Akte in der Sozi-
algerichtsbarkeit beim Sozialgericht Dort-
mund abgeschlossen. Das war ein grof3er
Schritt. In der Rechtsprechung verdrangt die
digitale Akte bereits bezirksweit mehr und
mehr die Papierakte. Auch die Gerichtsver-
waltung werden wir nun digitalisieren, um so
effizienter arbeiten zu kdnnen.

Die Digitalisierung hat zur Folge, dass in fast
allen Diensten umfangreiche Moglichkeiten

zur Telearbeit bzw. zur Tatigkeit im Home-
office bestehen. Dies steht auch im Zusam-
menhang mit einer laufenden Attraktivitats-
offensive der Justiz in NRW als Arbeitgebe-
rin. 2024 sind sukzessive in allen Dienstrau-
men des LSG Glasfaserleitungen verlegt
worden. Die Halfte aller Sitzungssale am
LSG ist nun mit Videokonferenztechnik aus-
gestattet.

Die fortschreitende Digitalisierung fordert als
umfangreicher Transformationsprozess je-
den einzelnen IT-Anwender heraus, insbe-
sondere auch die Beschaftigten des IT-De-
zernates als ,Feuerwehrleute, Kuimmerer
und Blitzableiter".

Effektiver Rechtsschutz ist nicht umsonst.
Als digitale Justiz ist die Justiz NRW aktuell
und zukunftig zwingend auf eine gut funktio-
nierende IT und die dazu erforderliche finan-
zielle Ausstattung angewiesen.

Die Sozialgerichte KoIn und Duisburg sind in
neue, modernen Anspruchen genlgende
Raumlichkeiten umgezogen. Beim LSG
wurde ein neuer Spruchkorper eingerichtet.
Der 22. Senat ist jetzt — neben dem 8. Senat
— schwerpunktmafig zustandig fur die Streit-
sachen nach § 7a Absatz 1 und § 28p SGB
IV (Feststellung des Erwerbstatus bzw. Be-
triebsprifungen der Rentenversicherungs-
trager bei Arbeitgebern).

Die Zahl der Klageverfahren bei den Sozial-
gerichten ist, wie bundesweit auch, seit eini-
gen Jahren weiterhin rucklaufig. Wir nutzen
die aktuell nachlassende Eingangsbelas-
tung dazu, die Aktenberge weiter abzu-
bauen. So haben wir im Jahr 2024 unsere
Aktenbestande an den Gerichten der nord-
rhein-westfalischen  Sozialgerichtsbarkeit
um gut 5.500 Verfahren reduziert. Dieser
Berg an Bestanden resultiert aus Klagewel-
len in der Vergangenheit, insbesondere den
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Tausenden  Krankenhaus-Abrechnungs- Health Problems) aufgenommen worden ist

streitverfahren, von denen die nordrhein-
westfalische Sozialgerichtsbarkeit erfasst
worden war. Die Eingange im Krankenversi-
cherungsrecht sind mittlerweile stark ruck-
laufig und 2024 auf das vor den Wellen be-
stehende Niveau zurtuckgekehrt.

Wie wir bereits im letzten Jahr berichtet ha-
ben, beschaftigen uns als Sozialgerichtsbar-
keit die Folgen der Covid-19-Pandemie mit
zunehmender Tendenz, auch wenn eine ge-
sonderte statistische Erfassung nicht mog-
lich ist. Diese Streitigkeiten ergeben sich zu-
nachst in der Unfallversicherung, wo um die
Anerkennung einer Berufskrankheit (vor al-
lem bei Heil- und Pflegeberufen) bzw. eines
Arbeitsunfalles (bei sonstigen Berufen) so-
wie sich daraus ergebende Leistungsan-
spruche gestritten wird. In diesem Gebiet ist
es zu einem Anstieg der erstinstanzlichen
Verfahren um rund 10% gekommen.

Long- und Post-COVID spielen auch im Be-
reich der gesetzlichen Rentenversicherung
(SGB VI) eine Rolle, wenn es etwa um die
Klarung geht, welche Reha-Einrichtung fur
einen Versicherten in Betracht kommt, oder
(auch bei schon laufenden Verfahren) ob
durch die Infektion Leistungseinschrankun-
gen hervorgerufen worden sind, die den An-
spruch auf eine volle oder teilweise Erwerbs-
minderungsrente begrunden.

Im Bereich der gesetzlichen Krankenversi-
cherung (SGB V) kann sich Streit uber die
Wahl der Reha-Einrichtung, aber auch tber
die Notwendigkeit der Versorgung mit spezi-
fischen Behandlungsmaflinahmen, Hilfs- und
Arzneimitteln ergeben. Abrechnungsstreitig-
keiten zwischen Krankenhausern und Kran-
kenkassen sind denkbar, seitdem die Diag-
nose in den ICD (International Statistical
Classification of Diseases and Related

und damit erlosrelevant sein kann.

Im Vertragsarztrecht konnen Zulassungen
von Corona-Ambulanzen oder Abrech-
nungsstreitigkeiten zwischen Arzten und
Kassenarztlichen Vereinigungen anhangig
werden. Das Post COVID-19-Syndrom
(ICD-10-Code: U09.9) ist als besonderer
Versorgungsbedarf anerkannt.

Es durften auch Streitigkeiten von Rechts-
schutzsuchenden gegenuber den Versor-
gungstragern nach dem Sozialen Entschadi-
gungsrecht (SGB XIV) wegen Impfschaden
aufgrund der Covid-19-Impfung vor den So-
zialgerichten anhangig werden.

Die Annahme hoherer, durch die Migration
aus der Ukraine bedingter Verfahrensein-
gange in der Arbeitslosenversicherung und
in der Grundsicherung fur Arbeitsuchende
hat sich bisher hingegen nicht bestatigt. Ob
und wie sich die gesamtwirtschaftliche Situ-
ation insbesondere in diesen Gebieten be-
merkbar macht, bleibt abzuwarten.

Wir danken allen Angehodrigen der nord-
rhein-westfalischen Sozialgerichtsbarkeit fur
ihr gro3es Engagement bei der Bewaltigung
der Verwaltungs- und Rechtsprechungsauf-
gaben. Sie haben auch 2024 hierdurch ga-
rantiert, dass den Burgerinnen und Burgern
effektiver Rechtsschutz gewahrt werden
konnte. Dieser Dank richtet sich zunachst an
die Richterinnen und Richter unserer Sozial-
gerichtsbarkeit. Er gilt selbstverstandlich
aber auch unseren Kolleginnen und Kolle-
gen im Justizdienst, die in unterschiedlichs-
ten Funktionen mit grolem Engagement da-
fur gesorgt haben, dass die Rechtsprechung
gute Rahmenbedingungen vorfindet.
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Ausblick in Nordrhein-Westfalen effektiven Rechts-

In diesem Jahr blicken wir auf 80 Jahre au-
Reren und inneren Frieden in Deutschland
zuruck. Grund dafur ist unsere bewahrte, li-
berale Demokratie, die nicht zuletzt das
Rechtsstaatsprinzip und die Gewaltentei-
lung charakterisieren. Die gesetzgebende
und die vollziehende Gewalt werden von un-
abhangigen Gerichten kontrolliert. Seit 1954
leistet die Sozialgerichtsbarkeit auf diese
Weise ihren Beitrag dazu, dass der soziale
Frieden in Deutschland gewahrt wird. Sie
verwirklicht gemeinsam mit den beiden an-
deren Staatsgewalten den Sozialstaat.

Der Umfang von Sozialleistungen steht in
Beziehung zu unserer volkswirtschaftlichen
Leistungskraft. Dabei ist dem Gesetzgeber
im Sozialrecht ein grol3er Gestaltungsspiel-
raum eingeraumt. Dies ergibt sich aus dem
Grundgesetz und der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichtes.

Der Sozialstaat steht vor gro3en Herausfor-
derungen. Neben den Wirkungen der demo-
graphischen und volkswirtschaftlichen Ent-
wicklung wird auch die Sicherung des aul3e-
ren Friedens die ihm zur VerflUgung stehen-
den Steuer- und Beitragsmittel beeinflussen.
Der Sozialstaat wird sich wie in den vergan-
genen 75 Jahren seit Grundung der Bundes-
republik stets wandeln, in seinem Kern aber
erhalten bleiben. Daruber wird die Sozialge-
richtsbarkeit weiterhin wachen.

Wir wollen weiterhin das Vertrauen der Bur-
ger in die Gerichte einlésen und so zum so-
zialen Frieden beitragen. Wir mochten den
Burgerinnen und Birgern die Gesetze und
das Recht verstandlich machen und dem
Rechtsstaat weiterhin ein Gesicht geben.

Was auch immer sich verandert: Unsere
Verpflichtung, den Burgerinnen und Burgern

schutz fur ihre sozialrechtlichen Belange zu
gewahren, bleibt.

Jer et

Dr. Jens Bluggel
Prasident des Landessozialgerichts
Nordrhein-Westfalen

g & = A AT

Dr. Dorte Bergmann
Vizeprasidentin des Landessozialgerichts
Nordrhein-Westfalen
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A. Geschaftsentwicklung beim Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen

L. Ubersicht iiber die Geschéftsentwicklung in den einzelnen Sachgebieten

Sonstige KR
224 805

Anteil der Sachgebiete an den Eingangen

AS Grundsicherung fur Arbeitsuchende 28,19 %
R Rentenversicherung 21,57 %
KR Krankenversicherung 14,87 %
U Unfallversicherung 10,01 %
SO/AY Sozialhilfe/Asylbewerberleistungsgesetz 6,85 %
SB Schwerbehindertenrecht 6,83 %
P Pflegeversicherung 3,03 %
AL Arbeitslosenversicherung 2,62 %
KA Vertrag(zahn)arztrecht 0,61 %
Vv Versorgungs- und Entschadigungsrecht 1,28 %

Sonstiges 4,14 %
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Bei insgesamt im Vergleich zum Vorjahr rucklaufigen Eingangen (Berufungen und Beschwer-
den) waren erneut die Eingangszahlen in den Sachgebieten Grundsicherung fur Arbeitsu-
chende, Rentenversicherung und Schwerbehindertenrecht nahezu unverandert. Im Bereich
Krankenversicherung sank sie nach signifikanten Steigerungen 2023 demgegenuber deutlich
(- 26,35 %). In der Unfallversicherung zeigte sich ein ahnlicher Richtungswechsel auf niedri-
gerem Niveau (- 8,75%). In der Arbeitslosenversicherung ergab sich ein weiterer deutlicher
Abschwung (- 11,25%). Die Eingangsbelastung stellt sich im Einzelnen wie folgt dar:

Sachgebiet Eingange | Eingange | Veranderung | Veranderung
2024 2023 +/- in %
Grundsicherung fur Arbeitsuchende 1.526 1.556 - 30 - 1,93
Rentenversicherung 1.168 1.149 +19 + 1,65
Krankenversicherung 805 1.093 - 288 - 26,35
Unfallversicherung 542 594 - 52 - 8,75
Sgsz(iaetzlzhilfe/Asylbewerberleistungs- 371 356 +15 +4.21
Schwerbehindertenrecht 370 367 +3 +0,82
Pflegeversicherung 164 165 -1 - 0,61
Arbeitslosenversicherung 142 160 -18 - 11,25
?/eecrstorgungs- und Entschadigungs- 69 57 +12 +21.05
Vertrags(zahn)arztangelegenheiten 33 30 +3 + 10,00
Sonstige 224 305 - 81 - 26,56
Gesamt 5.414 5.832 -418 -7,17
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Daten und Zahlen 2024

Im Vergleich zum Vorjahr sank in 2024 die Zahl der Eingange (Berufungen etc.) beim Lan-
dessozialgericht um 418 auf insgesamt 5.414 Verfahren (- 7,17 %, Vorjahr: 5.832). Die Zahl
der Erledigungen sank leicht um 195 auf 5.645 Verfahren (- 3,34 %, Vorjahr: 5.840). Der
Bestand am Jahresende verringerte sich um 214 auf 6.254 Verfahren (3,31 %, nach Be-
standsbereinigung um -17 Verfahren, Vorjahr: 6.468).
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Im Jahre 2024 verzeichnete das Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen zudem noch
folgenden Geschaftsanfall:

2023 2024
Kostensachen: 0 0
Entschadigungsklagen nach § 201 GVG in Verbindung 80 67
mit § 202 SGG:
Sonstige Verfahren: 170 153
Ablehnung von Gerichtspersonen: 132 217
Verweisung an den Guterichter: 0 1
Summe: 382 438
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Die Zahl der Beschwerden im einstweiligen Rechtsschutz stieg um 0,26 % auf 777(Vorjahr:
775 Verfahren).
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11l. Verfahrensdauer

Die Dauer der Berufungsverfahren von der Einlegung der Berufung bis zur Erledigung be-
trug im Jahre 2024

unter 6 Monate 21,43 % der Falle
6 Monate bis unter 12 Monate 21,41 % der Falle
12 Monate bis unter 18 Monate 18,22 % der Falle
18 Monate bis unter 24 Monate 12,68 % der Falle
24 Monate und mehr 26,26 % der Falle

Damit konnten im Kalenderjahr 2024 42,84 % der Berufungen in weniger als 12 Monaten und
61,06 % der Berufungen innerhalb von 18 Monaten erledigt werden. Die durchschnittliche
Verfahrensdauer lag bei 17,6 (Vorjahr 17,3) Monaten. Beim einstweiligen Rechtsschutz be-
trug sie 2,6 (Vorjahr 2,5) Monate.
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Anteil der Sachgebiete an den Eingangen

AS Grundsicherung fur Arbeitsuchende
SB Schwerbehindertenrecht
KR Krankenversicherung

R Rentenversicherung
P Pflegeversicherung
U Unfallversicherung
SO/AY Sozialhilfe/Asylbewerberleistungsgesetz
AL Arbeitslosenversicherung
\% Versorgungs- und Entschadigungsrecht
KA Vertrags(zahn)arztrecht
Sonstige
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Ubersicht iiber die Geschéftsentwicklung in den Sachgebieten
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25,58 %
17,41 %
17,39 %
15,31 %
7,01 %
5,72 %
5,20 %
4,62 %
0,52 %
0,52 %
0,72 %

Landessozialgericht

Nordrhein-Westfalen

Geschaftsentwicklung bei den Sozialgerichten in Nordrhein-Westfalen
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Im Vergleich stagnierte die Eingangszahl im Bereich der Grundsicherung fur Arbeitsuchende
nahezu auf dem im Vorjahr erreichten, im Langzeitvergleich niedrigen Niveau (+0,60 % / 100
Verfahren). Ihr Vorjahresniveau hielten auch die Bereiche Renten- und Arbeitslosenversiche-
rung. Einen erneuten, noch deutlicheren Rickgang verzeichnete die Krankenversicherung (-
19,68 % /2.794). Im Bereich des Schwerbehindertenrechts ergab sich nach rtcklaufiger Ten-
denz in den Vorjahren ein deutlicher Anstieg (+ 15,20 % / 1.506). Zuwachse wiesen auch die

Pflegeversicherung (+11,83% / 486) und Unfallversicherung auf (+ 9,61% / 329).

Im Einzelnen stellen sich die Entwicklungen wie folgt dar:

Sachgebiet Einginge | Einginge | Verinderung | Verdnderung
Klagen + einstweiliger Rechtschutz 2024 2023 +/- in %
Grundsicherung fur Arbeitsuchende 16.770 16.670 +100 + 0,60
Schwerbehindertenrecht SGB IX 11.414 9.908 + 1.506 + 15,20
Krankenversicherung 11.401 14.195 - 2.794 - 19,68
Rentenversicherung 10.036 10.049 -13 - 0,13
Pflegeversicherung 4.595 4.109 + 486 + 11,83
Unfallversicherung 3.752 3.423 + 329 + 9,61
Sozialhilfe / Asylbewerberleistungs- 3.407 3.447 -40 -1,16
gesetz

Arbeitslosenversicherung 3.026 3.025 +1 + 0,03
Versorgungs- und Entschadigungs- 343 368 -25 - 6,79
recht

Vertrags(zahn)arztangelegenheiten 343 361 -18 - 4,89
Sonstige 472 549 -77 - 14,03
Gesamt 65.559 66.104 - 545 - 0,82

12
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Il. Daten und Zahlen 2024*

Im Kalenderjahr 2024 gingen bei den acht Sozialgerichten insgesamt 65.559 Verfahren (Kla-
gen und Antrage auf einstweiligen Rechtschutz) neu ein. Das waren 545 Verfahren weniger
als im Vorjahr (- 0,82 %). Die Erledigungszahl sank auf 70.925 Verfahren (- 1.464 /- 2,02 %).
Am Jahresende 2024 waren bei den Sozialgerichten 81.778 unerledigte Verfahren anhangig
und damit 5.328 (- 6,12 %) weniger als im Vergleich zum Vorjahr (nach Bestandsbereinigung
um -38 Verfahren).

Einginge und Erledigungen (Klagen und einstw. Rechtsschutz)
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* Quelle: 2004-2006 Bundesstatistik, ab 2007 IT.NRW-Zahlkartenstatistik
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Die Zahl der Verfahren im einstweiligen Rechtsschutz stieg leicht um 0,72 % auf 4.888
(Vorjahr: 4.853 Verfahren).
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Der weitere Geschaftsanfall der Sozialgerichte in Nordrhein-Westfalen stellte sich im Ver-
gleich zum Vorjahr wie folgt dar:

2023 2024
Kostensachen: 1.498 1.482
Amts- und Rechtshilfeersuchen: 95 89
Antrage auf Ablehnung von Gerichtspersonen: 370 429
Sonstige Verfahren: 134 151
Verweisungen an den Guterichter: 14 _ 43
Summe: 2.111 2.194

11l. Verfahrensdauer

Die Verfahrenslaufzeiten anderten sich 2024 wie folgt: Die durchschnittliche Laufzeit ei-
nes Klageverfahrens lag nach 16,4 Monaten im Vorjahr nunmehr bei 16,0 Monaten. Im
einstweiligen Rechtsschutz verringerte sich die durchschnittliche Laufzeit um 0,2 Monate
und liegt nun bei 1,5 Monaten.

14



Jahresbericht 2024 w Landessozialgericht
) Nordrhein-Westfalen
Impressum
Herausgeber:

Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen
- Der Prasident -

Zweigertstralle 54

45130 Essen

Tel.: 02 01/79 92 7263

Fax: 02 01/79 92 7354

Mail: verwaltung@lsg.nrw.de

http: www.lsg.nrw.de

Kontakt:

Richter am Landessozialgericht Dr. Uwe Hansmann
- Pressesprecher -

Tel: 02 01/79 92 7347

Fax: 02 01/79 92 7354

Mail: uwe.hansmann@lsg.nrw.de

Vorsitzender Richter am Landessozialgericht Dr. Heinfried Tintner
- stellv. Pressesprecher -

Tel: 0201/7992 7213
Fax: 02 01/79 92 7354
Mail: heinfried.tinther@Isg.nrw.de

15


mailto:verwaltung@lsg.nrw.de
http://www.lsg.nrw.de/

	Statistische Übersicht 2024
	B.  Geschäftsentwicklung bei den Sozialgerichten in Nordrhein-Westfalen

